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der Fa. ... bezog. Dort sollte das streitgegenständliche Tiafo mit
anderen Bestandteilen der Gleichrichteranlage uerbunden und in
Benieb genlrnmen uterden. Dauon zu untersclteiden und nicht
umfasst ist die Tiansportleistung und folglich auch nicht die Er-
richtung d.es Plateaus ab Tiansporthilfrqtittel. Die Wrsicherungs-

nehmerin d.er Khgerin bat die Behkgte daber nicht in die ihr
obliegenden Montageleisrung einbezogen. Insofern ist es entgegen

der uon der Streithelferin der Behlagten uertretenen Aufassung
unerheblich, das dtr eingetetene Schaden ebenfalls - zuf)llig-
mit einer Montageleistung (fehlerhafie Errichtung dcs Plateau)
in Zusammenltang steht. Denn diese ist - wie dargelegt - lediglich
(untergeordneter) Teil dcr Ti"ansportleistung.

c) Das Landgericht hat zutrffind herausgearbeitet, dass bei d.er

K/ägerin das Sac h erh ahungs interesse der Wrsich erungsne hrnerin
an den irn Rahmen des Wrtrages mit dem Besteller erbrachten

Montageleistungen uersichert ist, während das Interesse der

Beklagten darin, besteht, irn Fall einer Wrletzung iltrer trans-

portrechtlichen Pflichten als Schwergut- und Kranunternelt-
men nicht mit Schadensersatzansprüchen ihres Aufiragebers

f)r Schäden am Thansportgut belisrh zu werden. Für diesen

Fall unterhäh sie nach eigenen Angaben gerade eine Wrkehrs-
h afipflich tu ers ic h erung. Das Sach ersatzinteress e der B e h lagten
in Bezug auf femde Sachen bzu. uegen Beschädigungen uon

Lieferungen und Leistungen, die andere uersiclterte Personen er-
bringen (ako z.B. des Trafo), ist nicht uon der bei der Klägerin
eingedec kten Montageuers ich erung umfass t.

d) Für einen Ghichkuf fur uersiclterten Interessen der Wrsiche-

rungsnehmerin d.er Kkgerin und der Behkgten in die Montage-
uersicherungspricht auch nicht, dass die Kl,ägerin den Schaden auf
Grundlage dzr bei ihr eingedechten Montageaersicherung reguliert
hat. Denn die Khgerin hat bereits erstinttanzlich nachuollziehbar
und unwidersprochen dargelegt, da,ss die Regulierung auf Grund-
hge der Montageuersicherung nichts damit zu tun hat, dass die
Bekkgte bzw. ihre Sneithelferin im Auftrag ihrer Wrsicherungs-

nelnneri.n ein Plateau/Pod.est >montiert< haben. Vielmehr habe

dies allein tnit den zuisclten der Wrsicherungsnehmerin der KLi-
gerin und der Fa. ... uereinbarten Lieferbedingungen (Incoterms

DDU) und. den dadurch abgestechten Gefahrtragungsbereichen

zu tan. Danach gehöre das Abkden der Ware nicht mehr zum
Wrantuortungsbereich dcs Wrhäufers und sei insofern nicht uon

der bei der Khgerin unterhahenen Thansportuersicherung gedeckt,

wohl aber uon drr Montageuersicherung, da das Abladen dertYare
Voraussetzung fiir die eigentliche Montageleistung ihrer Wrsiche-
rungsneltmerin sei.

3. Insofern geht auch der Einutand der Streithelferin der Be-
hlagten fehl, ein Regras gegen die Beklagte nach S 86 Abs. I
Satz 1 WG sei wegen einer Doppeluersicherung und der uor-
rangigen Ausgleichsregel nach S 78 Abl 2 WG ausgeschlossen.

Eine Doppeluersicherung setzt zunächst nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshof die Identität des mit meltreren
Wrträgen uersiclterten Interesses uoraus (BGH, Urteil uom
18.11.2009, IV ZR 58/06, juris Rn. 12m.w.N.). Dies ist
nach uorsteltenden Ausf)hrungen unter 2. nicht der Fall. Zu-
dem stünde die in S 5 Abl 3 der Wrsicherungsbedingungen der
Klägerin fiir clen ,Grundbaustein Montageo uorgesehene Sub-
sidiaritätskkusel einer Doppe luersicherung enqgen. Eine Sub-
sidiaritäx klausel uerhindert nach ständiger Rechtsprechung des

Bundesgerichtshof, doo es überhaupt zu einer echten Doppel-
uersicherung kommt (BGH, Urnil uom 18.11.2009, IV ZR
58/06 Rn. 10 m.w.N.).o

An diesen Ausftihrungen hält der Senat auch unter Berück-
sichtigung der ergänzenden Ausführungen der Streithelferin
der Beklagten im Schriftsatz vom 14.01.2021, in der sie
ihren Standpunkt wiederholt, fest.

Die Streithelferin der Beklagten wendet auch in ihrer Stel-
lungnahme nichts dagegen ein, dass der zwischen der Be-
klagten und der Versicherungsnehmerin der Klägerin ge-
schlossene Vertrag als Frachwertragzu quLalifrzieren ist. Der
Senat bleibt dabei, dass die Beklagte von der Versicherungs-
nehmerin der Klägerin mit einer Transportleistung beauf-
tragt wurde und es sich bei der Errichtung des Podesrs um
eine Nebenleistung der geschuldeten Tiansportleistung
handelt. Der Umstand, dass mit der Errichtung des Podests
eine untergeordnete Montageleistung verbunden war, führt
nicht dazu, dass die Beklagte als Nachunternehmerin der
Versicherungsnehmerin der Klägerin in die dieser gegen-
über der Fa. ... obliegende Montageverpflichtung einbezo-
gen wurde. Die Montageverpflichtung der Versicherungs-
nehmerin der Klägerin bezog sich auf die Verbindung des
Tiafos und die Inbetriebnahme der Gleitrichteranlage auf
dem Betriebsgelände der Fa. .... Dadurch, dass sich die Ver-
sicherungsnehmerin der Klägerin bezüglich des tansports
des Tiafos zum Trafogebäude der Beklagten bediente, wird
die Beklagte nicht zur Miwersicherten in der bei der Klä-
gerin gehaltenen Montageversicherung. Es hat sich näm-
lich ein Tiansport- und nicht ein Montagerisiko realisiert.
Dem Umstand, dass die Klägerin den Schaden auf Grund-
lage der Montageversicherung reguliert hat, kann enrgegen
dem Vorbringen der Streithelferin der Beklagten keine Wei-
chenstellung dahin entnommen werden, dass damit im Ver-
hältnis zur Beklagten feststeht, dass sich ein Montagerisiko
realisiert hat. Vielmehr ist allein darauf abzustellen, ob die
Versicherungsnehmerin der Klägerin die Beklagte mit einer
ltansport- oder einer Montageleistung als Nachunterneh-
merin beauftragt hat. Nur bei Beauftragung mit einer Mon-
tageleistung wäre die Beklagte in Bezug auf diese Leistung
miwersichert gewesen. Hier handelt es sich aber - wie aus-
geführt - bei zutreffender rechtlicher Einordnung des Ver-
tragsverhältnisses [...] um einen Tiansportvertrag und die
untergeordnete Montageverpflichtung bezog sich nicht auf
den Tiafo bzw. die Gleitrichteranlage als solche, sondern
auf das Plateau als Tlansporthilfsmittel.

III.
Soweit dem Landgericht bei der Berechnung der ausgeurteil-
ten Summe ein Rechenfehler unterlaufen ist, wird dieser -
wie im Hinweisbeschluss unter II. angekündigt - im Gnor
korrigiert. Auf die Ausführungen im Hinweisbeschluss wird
verwiesen.

t...1

Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

ArL 17 Abs. 1, Art. 23 Abs. 1 und 5, Art.29 Abs. 1, Art. 41

CMR

1. Ob bei eine verspäte Anlieferung, welche das Fehlen
jeder einer Vermarktungsmöglichkeit begründet, als Ver-
lusVTotalbeschädigung oder als Lieferfristüberschreitung
zu qualifizieren ist, kann dahin gestellt bleiben, wenn
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dem Frachtführer ein qualifiziertes Verschulden nach
Aft.29 CMR vorzuwerfen ist.

2. Ein qualifiziertes Verschulden des Frachtführers nach
Art.29 CMR steht bereits zu vermuten, wenn der Fracht-
führer nicht substantiiert vorträgt, weshalb keine recht-
zeitige Ablieferung erfolgte.

LG Bonn, Urteil vom 5.03.2021 - 11 O 65/19

Die Klägerin ist Assekuradeurin der Tlansporwersicherer
der Firma ... (im Folgenden: VN). Sie ist von den Versi-
cherern ermächtigt, Regressansprüche unter der Police im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung geltend zu ma-
chen. Sie hat den Schaden reguliert. Zudem hat die VN der
Klägerin die Schadensunterlagen zur Regulierung/Regress-
sicherung des Schadens übertragen. Die Aktivlegitimation
der Klägerin ist seit dem ersten Termin am 28.01.2020 un-
strei tig.

Die VN verkaufte regelmäßig u.a. ... an die ... Zwischen
diesen Vertragsparteien ist vereinbart, dass der bei Abliefe-
rung ein MFID von 2l Tägen haben muss. Zudem enthält
die Rahmenvereinbarung der VN mit unter der Überschrift
,Eigenmarke ...n folgenden Passus:

>rDie Veräußerung oder lVeitergabe von Eigenmarkenartikeln
ohne Zustimmung des l?iufers stellt eine Markenverletzung
dar. Verkäufer, Spediteuren, Lagerhaltern oder sonstigen mit
Eigenmarkenartikeln Betrauten ist es nicht gestatt'et, vertrags-

gegenständliche \Vare z.B. (. . .) mit verkürzter Restlaufuit (. . .)

zu veräußern oder anderweitig in Verkehr zu bringen.n

Zwischen der Beklagten und der VN bestand seit langem
eine Geschäftsbeziehung. Regelmäßig beauftragte die VN
die Beklagte u.a. mit dem Tiansport der für bestimmten \7a-
ren bis zu einem Lager der Streithelferin in Lambach/Öster-
reich. Von hier an transportierte die Streithelferin die \Ware

regelmäßig die restliche Strecke bis zum Zielort, 1...1.

Der Streithelferin ist es aufgrund einer mit bestehenden Ver-
einbarung untersagt, die für ... bestimmten \7aren selbst auf
Lager zu halten. Bei dem Lager der Streithelferin in Lambach
handelt es sich betreffend die fiir ... bestimmten \üaren allein
um ein Umschlagslager.

Jede kommissionierte Palette der VN ist ab Abholung in
Ruppichteroth mit einem formularmäßig erstellten Palet-

tenschein versehen, auf dem u.a. steht: ,Anlieferung bei ...

am: ... \Tarenannahme: 7.00 Uhr bis I 1.00 Uhru.

Mit dem hier gegenständlichen Tiansport von Ruppichteroth/
Deutschland zu der Streithelferin in Lambach/Österreich be-

auftragte die \Ötr die Beklagte zu festen Kosten mit dem Tians-
port von 864 kg zu einem Preis von insgesamt 6,393,60 €. In
demTiansportauftrag ist der 3.9. als Lieferdatum ausgewiesen.

In dem Verladeavis der VN ist ebenfalls der 03.09. u.a. für
diese Lieferung unter der Rubrik angegeben.

Die Beklagte übernahm die 864 kg am 30.08.2018 bei der
VN vollständig und unbeschädigt (s. CMR-Frachtbrief sowie
die vier Lieferscheine).Der ... ein MHD bis 2um25.09.2018.

Eine Ablieferung der \Vare bei der Streithelferin ist nicht er-
folgt.

Per Mail vom 05.09. teilte die Kundenbetreuung der Be-
klagten der VN mit, dass die ,Sendung vom Emp{änger an-
nahmeverweigertn wurde, weil der rlK!fl zu spät bei"tü7aren-

übernahmeo gewesen sei.

Die VN teilte der Beklagten am 06.09.2018 mit, dass sie

die Beklagte für die Sendung aufgrund deowiederholten
verspäteten Anlieferung und der daraus resultierenden An-
nahmeverweigerung( auf Schadensersatz in Anspruch neh-
me und die -ü7are aufgrund der ... -Eigenmarke vernichtet
werden müsse.

Mit Mail vom 12.12.2019 wies die Beklagte die Forderung
der Klägerin aufAusgleich der kompletten \Vare mit der Be-
gründung zurück, dass oDie Nichteinhaltung des Lieferter-
mins kein Schadensgrundu sei, erst ein nachweislich belegter
Schaden an der \Vare bedinge die Haftung des Frachtführers.

Die VN macht den \Tarenwert als Schaden geltend. Mit
Schreiben vom 19.11.2018 forderte die VN die Beklagte
unter Fristsetzung bis 2um04.12.2018 ntZahlwgdes Scha-

densbetrages auf. Eine Zahltngerfolge bislang nicht.

Die Klägerin und die Streithelferin behaupten, die Klägerin
habe mit der Beklagten für die streitgegenständliche Lie-
ferung einen fixen Anliefertermin für den 03.09.2018 bis

11.00 Uhr in Lambach vereinbart. Alle Aniieferungen bei
der Streithelferin hätten an dem jeweiligen Anliefertag bis

I 1 .00 Uhr n erfolgen; dies sei bereits seit vielen Jahren stän-
dige Übung.

Selbst nach den von der Beklagten im Rechtsstreit eingereich-
ten Unterlagen sei deren LK\7 erst tm 12.26 Uhr am 3.9. in
Lambach eingetrofFen. Ihr Frachtführer habe die Verspätung
gegenüber der Streithelferin nicht atgezeigt und auch keinen
Kontakt zu ihr aufgenommen. Erst am 5.9. und damit zwei

Täge später habe der Fahrer der Beklagten erst versucht, die
\Vare im Lager der Streithelferin in Lambach anzuliefern.

Eine Anlieferung bei der Streithelferin bis 1 1.00 Uhr sei not-
wendig, damit deren LKW die Ladung noch am Vormittag
weiter zu den jeweiligen ... -Filialen, z.B. in transportieren
könne; die LK$7 führen jeweils direkt nach der Beladung in
Lambach los.

Aufgrund des verkürzten MHD sei die Lieferung ... wertlos
geworden und ... von einem Verlust der \fare auszugehen,
für den die Beklagte nach 17 ffCMR zu haften habe.

Verjfirung sei nicht eingetreten. Die Verjährungsfrist sei *
dies wird näher ausgeführt - zeitweise gehemmt gewesen. Ab-
gesehen davon sei ein qualifiziertes Verschuiden der Beklag-

ren zu vermuten, so dass die Verjfirungsfrist nach fut.32
Abs. I Satz 2 CMR 3 Jahre betrage.

t...1

Die Beklagte [...] ist äer,Ansicht, auf dän Streitfall sei österrei-
chisches Recht anzuwenden, da sie in dem Tiansportauftrag
mit der Klägerin die Geltung der AÖSP vereinbart habe (An-
gebot vom 01 .0 1..201 8 für Thansportleistungen von Deutsch-
land u.a. nach Osterreich Anlage B.2, 8l.104-106 eA). Die
Bestimmungen in ihrem Angebot stellten Rahmenbedingun-
gen dar, die konkludent auch in den strritgegenständlichen
Tlansport aufgenommen worden seien. Auch ihre eMail-Sig-
natur-enthalte stets einen Hinweis auf die AÖSP
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Die Beklagte vertritt zudem die Auffassung, es liege bereits
keine Lieferfristüberschreitung vor. Sie behaupter, eine be-
stimmte Uhrzeit für die Ablieferung am 3.9. sei mit ihr nicht
vereinbart gewesen, sondern allenfalls zwischen der VN und
der Streithelferin. Auch bei dem ,Palettenschein handele es

sich nicht um eine --'ihres Erachtens drforderliche - ,schrift-
liche Vereinbarung(, nicht einmal um eine einseitige, sie
verpflichtende Erklärung, sondern allein um Vorgaben der
Emp{ängerin für die Aalieferung von \faren; einen entspre-
chenden Geschäflsgebrauch gebe es auch nicht. Sie habe die
\7aren auch am 03.09.2018 in Lambach zur Ablieferung an-
gedient: Der LKW sei ausweislich des GPS-Protokolls am
3.9. um I 1.56 Uhr am Gelände der Streithelferin in Lambach
angekommen; von 11.56 Uhr bis 12.10 Uhr sei der Moror
des LK\7 in Betrieb gewesen; daher sei ,Fahrrn in der Status-
Spalte des GPS-Protokolls ausgewiesen; der Fahrer habe sich
dann beim ... -Büro am Betriebsgeldnde der Streithelferin an-
gemeldet; dort sei ihm eine Entladerampe zugeteilt worden,
wo er seinen Aufieger habe absatteln sollen; von 12.10 Uhr
bis 12.26 Uhr sei der LKW an ,äe. Rampe enrladen worden,
da das GPS-Protokoll ftir diesen Zeirraim >pause< ausweise.
Um 12.26 Uhr sei der LKS/ ausweislich des Status oFahrtn
wieder vom Betriebsgelände in Lambach losgefahren. Die
Annahme der \Vare sei am 3.9. unberechtigt verweigert wor-
den. Nach der Entladung am3.9. sei die annahmeverweigerte
\Vare mit einem ihrer - der BekJagten - LK\Vs zu ihrem Be-
uiebsgelände nach Satrelstadt gebracht worden, was sich auch
ihrem LagercheckAnlage B16 enrnehmen lasse.

Die Empfängerin sei über eine Anlieferung am 3.9. um eßva
12.00 Uhr informiert gewesen, da für die aus dem GpS-pro-
tokoll zu jedem Zeitpunkt ersichtlich sei, wo sich der LK\X/
befindet. Eine Verzögerung von allenfalls 56 Minuten sei an-
gesichts der Länge der Tiansportstrecke insgesamt noch im
zeitlichen Rahmen, um mit dem \Teiterrransporr zu warren.

Ein tVarenschaden sei nicht gegeben. Zwischen dem Abliefe-
rungszeitpunkt am 03.09.2019 und dem MHD 25.09.2019
lägen ausreich ende 22 Tage.

Allenfalls stünde der Klägerin - bei unterstellter verspäteter
Ablieferung - ein Ersatz für ggf erlittene Verspätungsschä-
den nach fut.23 Abs. 5 CMR zu, der allerdings auF einen
Betrag von 2.897,65 € begrenzt sei.

Jedenfalls habe die Klägerin aber gegen ihre Schadensminde-
rungspflicht versroßen, da sie die unbeschädigte \7are nicht
z.B. verbilligr weiterverkauft habe.

Abgesehen davon sei der Anspruch nach fut. 30 Abs. 3
CMR verfristet; binnen 21 Tagen sei kein schriftlicher Vor-
behalt erfolgt.

Letztlich sei der Anspruch der Klägerin auch verjährt.

Durch die Vernichtung der \Vare seien ihr anteilige Kos-
ten i.H.v. 228,10€ (2.707,20: 11.280 = 0,24;0,24 x
864 = 207,36; 207,36 x 1,1 = 228,10, siehe Anlagen 88
und 89) enrsranden, die die VN zu tragen habe; die Ver-
nichtung der \7aren der VN sei in den Unterlagen der ...
AG enthalten, da eine Vernichtung nicht pro Ladung er-
folge, sondern gesammelt, da dies günstiger sei.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 04.05.2020 und
12.09.2020 den Antrag angekündigt, die Streiwerkündung
als unzulässig zurückzuweisen.

70

Der Beitritt der Streithelferin ist zulässig.

Die allein schriftsätzlich von der Beklagten angekündigte
Verfahrensrüge ist nach S 295 ZPO obsolet. Die Biklagte hat
insoweit in der mündlichen Verhandlung vom 02.02.2021
keinen Antrag gestellt und auch nicht aufihren entsprechen-
den Antrag im Schriftsatz Bezug genommen. Sie hat viel-
mehr allein ihren Sachantrag gestellt/wiederholt und rügelos
zur Sache verhandelt (s. hierzu OLG Köln, l6 V 6/10, juris-
T2.12 m.w.N. sowie ZallerS 71 Rn.1).

Abgesehen davon war der Beitritt aber auch zulässig. Es
bestehr die rechtliche Möglichkeir, dass die Klägerii die
Streithelferin im Falle ihres Unterliegens gegen dle Beklag-
te wegen der srreitgegenständlichen Ersatzansprüche in An-
spruch nimmt. Regressansprüche der Klägerin sind nicht mit
Sicherheit aussichtslos. Hieraus ergibt sich das Interesse der
Streithelferin i.S.d. S 66ZPO.

Entscheidungsgründe

ll.

Die Klage ist zulässig.

Die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte
ergibt sich aus Arr.3l Abs. 1 b CMR. Auf den Tlansport,
vertrag der Parteien ist das CMR nach fut. I Abs. I Sätz I
CMR anwendbar. Das von der Beklagren vorgelegte Angebot
vom 01.0J."2018 ist nicht unterzeichner. Der am Ende der
7-iffer 9 vorgesehene Gerichtsstand osalzburgu wäre aber zu-
dem auch nach Art.41 Abs. 1 CMR nicht wirksam verein-
bart. Eine Parteivereinbarung därf nur weitere internationale
Gerichtsstände vorsehen, aber keinen im CMR genannren
Gerichtsstand derogieren.

lll.

Die Klage ist auch begründet.

Der. Klägerin steht gegen die Beklagte aus übergangenem
Recht ein Zahlungsanspruch aus Art. 17 Abs. i, Arr.23
Abs. 1 bzw Abs. 5, An.29 Abs. 1 CMR in ausgeurteilter
Höhe zu.

Die Aktivlegirimation der Klägerin ist seit dem ersren Ter-
min unstreitig.

Maßgeblich ist die Rechtslange nach dem CMR. Die AöSp
sind bereits deshalb nicht in den Veruag zwischen der VN
und der Beklagten wirksam einbezogen, weil das Angebot
nachZiffer.IO erst rdurch die Unterschriftn derVN bindend
werden sollte und diese nicht erfolgt ist. Dass Mails der Be-
klagten srers einen Hinweis auf die AöSp enthahen, isr un-
erheblich und zudem auch nicht ausreichend.

Es kann dahinstehen, ob die gegebene spezielle Fallkonstel-
lation, in der es um den Verlust jeder Vermarktungsmöglich-
keit während der Obhutszeit des Frachtführers gehi, r.cf,tft.h
als Verlust/Totalbeschädigung des Gutes na.h Art. l7 Abs. 1

CMR G. hierzu die Ausführungen des OLG Stuttgart in 3 U
?39!!! [= TianspR 2020, 344)) oder - wenn die Andienung
der \7are verspätet noch erfolgt - als Lieferfristüberschreitun!
gem. fut. 17 Abs. I CMR (s. hierzu Gilhofer in Anmerkung
zur Entscheidung des OLG Stuttgart in Tlansportrecht2020",
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349 sowie Koller in Tiansportrecht 2020, 469 tr.) zu werren
ist. In beiden Fdllen ergibt sich vorliegend nämlich die Ver-
pflichtung der Beklagten, den Schaden der Klägerin voll zu
erserzen, da die Haftungsbeschränkungen der Art. 23 Abs. 3
CMR bzw. Arr.23 Abs.5 CMR nach Art.29 Abs. 1 CMR
wegen anzunehmender Leichtfertigkeit der Beklagten nicht
greifen.

Die Beklagte hat die -Ware nicbtbei der Streithelferin in Lam-
bach abgeliefert. Ob sie eine Anlieferung am 3.9. oder erst
am 5.9. erfolglos versucht hat, wirkt sich nicht aus. Denn
sie hat die VN hierüber ersr am 05.09.2018 unterrichtet. Zu
diesem Zeitpunkt betrug die MHD nicht mehr die erforder-
Iichen 2l Täge, sondern nur noch l9 weitere Täge, auch war
die'üfare am 5.9. aufgrund der im Tätbestand dargestellten
vertraglichen Absprachen zwischen der VN mit nicht ander-
weitig abzusetzen und damit wertlos.

Die Gesamtumstände sprachen bereits dafür, dass die Be-
klagte die \7aren am 3.9. bis zu I 1.00 Uhr in Lambach ab-
zuliefern hatte. Bereits in der eigenen Mail der Beklagten an
die VN vom 5.9. ist nicht erwa davon die Rede, dass der
Empfänger die Annahme der \Vare unberechtigt verweigert
hat, sondern allein davon, dass ihr 'LKW zu spär( bei der
\7arenübernahme war. Auch mit ihrer Mail vom 12.12.2019
wies die Beklagte die Forderung der Klägerin auf Ausgleich
nicht etwa mit dem Argumenr zurück, ihr Fahrer sei rechtzei-
tig vor Ort gewesen, sondern vielmehr mit der Begründung
>Die Niciteinhaltung des Liefertermins< sei kein Schadens-
grund. Uberdies war zu berücksichtigen, dass äie Beklagte
nach dem unwidersprochen gebliebenen Vortrag der Kläge-
rin zum Teil auch selbst für direkt führt und ihr daher die
festen Anlieferzeiten bei der Streithelferin, die überdies auch
jedem Palettenschein der VN, deren Rundschreiben und
auch dem von der Beklagten - aus anderen Gründen - ein-
gereichten anderweitigen Lieferschein zu enrnehmen sind,
entgegen ihrem Vortrag im Rechtsstreit bekannt und auch
für sie bei Anlieferungen verbindlich waren.

Dass die Streithelferin oder auch die VN Zugriff auf das
GPS-Protokoll des Fahrers der Beklagren hatte, ist nicht er-
sichtlich, zudem aber auch nicht relevant.

Der von der Beklagten benannte Zeuge war nicht zu den
Umständen am 03.09. zu vernehmen. Der Zeuge konnte
nach dem eigenen Vortrag der Beklagten auf die Nachfrage
der Kammer vom 07.10.2020 keine Angaben zu vertraglich
vereinbarten Ablieferzeiten machen. Er häne allenfalls Anga-
ben zum Verständnis der GPS-Daten des LKW machen kön-
nen. Die Stand- und Fahrtzeiten eines LK1V können jedoch
eine frachtrechtlich geschuldete ,Ablieferung( - sei es nach
HGB oder auch CMR - nicht belegen, wie die Kammer
bereits am 09.12.2020 eingehend ausgeführt hat. Auch aus
der Mail des Zeugen vom 12.03.2020 ergab sich keine am
03.09.2018 erfolgte Ablieferung durch den Fahrer bei der
Streithelferin.

Soweit die Beklagte zudem ihre Parteivernehmung als Be-
weismittel angeboten hat, war diesem Beweisantritt nicht
nachzukommen. Die Beklagte war {tir die Ablieferung be-
weispflichtig. Nach S 447 ZPO ist einer Vernehmung der
beweisbelasteten Partei nur bei Zustimmung des Gegners
zulässig. Diese lag hier nicht vor.

Auch aus den später von der Beklagten anderweitig einge-
reichten Unterlagen ergibt sich keine Ablieferung des bei der
Streithelferin.

Die Beklagte kann sich auf keine Haftungsbeschränkung be-
rufen. Es fehlt Vortrag ihrerseits dazu, weshalb keine recht-
zeitige Ablieferung erfolgr ist bzw weshalb keine frühzeitige
Mitteilung erfolgte, wenn ein Versuch am 3 .9 . statrgefunden
haben sollte. Damit ist die Beklagte ihrer insoweit bestehen-
den sekundären Darlegungslast nicht nachgekommen. Es ist
nach $ 435 HGB Leichtfertigkeit anzunehmen. Dadurch
enfällt die Haftungsbeschränkung nach Ä.rt.29 Abs. 1

CMR.

Die \Ware hatte einen \7ert von 6.393,60 €. Dies ist der bei
der VN eingetretene Schaden, und zwar sowohl bei Annah-
me einer Lieferfristüberschreitung, als auch im Fall der An-
nahme des Verlustes/der Beschädigung der \flare. Die VN
hatte nach Kenntnis am 5.9. keine Möglichkeit, die \Waren

noch anderweitig abzusetzen. Auch für eine ggf. zeitlich noch
organisierbare Rückholung und Umverpackung der \7are ist
eine reelle Möglichkeit der Abgabe an einen anderen Abneh-
mer mit weit geringerer Haltbarkeir zu einem weit geringe-
ren Preis nicht feststellbar.

Daher ist auch kein Verstoß der VN gegen die Schadensmin-
derungspfl ichr anzunehmen.

Art.30 Abs. 3 CMR greift nicht ein. Eine Ablieferung ist
nicht erfolgt. Abgesehen davon hat die VN die Beklagte am
06.09.20 I 8 in Anspruch genommen.

Die Verjährungseinrede greift nicht durch. Die Verjährungs-
frist beträgt nach Art. 32 Abs. I Satz 2 CMR drei Jahre.

Der von der Beklagten geltend gemachte Gegenanspruch
i.H.v, 228,10 € (anteilige Vernichtungskosten) ist nicht fest-
stellbar. Dass die Beklagte die \Waren vernichtet hat und ihr
hierftir anteilige Kosten i.H.v. 228,10 € entstanden sind, hat
sie nicht bewiesen. Der insoweit eingereichten Rechnung
vom 30.09.2018 über eine- Menge von 11,28 to mit einem
Gesamtbetrag von 3.287,13 € ist Entsprechendes nicht zu
entnehmen. Auch insoweit kam eine Parteivernehmung der
Beklagten nicht in Frage. Sie ist auch für die Berechtigung
ihrer Gegenforderung beweispflichtig. Die Klägerin hat ihrer
Parteivernehmung nicht zugestimmt.

Der Zinsanspruch folgt aus Verzug.

Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

5 412 Abs. 3 HGB; Ziffer 11.4 ADSp 2017

Ein Standgeld i.H.v. 68,75 € pro Stunde ist angemessen.

[Leitsätze der Redaktion

AG Aachen, Urt. v. 02.b6.2021 - 1o/'c 4zlzo

Von der Darstellung des Tätbestandes wird gem. S 313a
Abs. l Satz IZPO abgesehen.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist überwiegend begründet
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